
Satzung
für den Friedhof der Gemeinde Boostedt

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schi.-Holst, in der Fassung
vom 11. Nov. 1977 (GVOB1. Schi.-Holst. Seite 410) wird nach Beschluß"
fassung durch die Gemeindevertretung vom ^/. /((^<^ ^^9o
folgende Satzung erlassen:

I. Allgemeine Vorschriften

§ l
Geltungsbereich
Dies"e "Fnedhofssatzung gilt für den von der Gemeinde Boostedt ge-
tragenen Friedhof in seiner jeweiligen Größe.

§ 2
Eigentum
TTer Friedhof ist Eigentum der Gemeinde Boostedt, im folgenden
"Friedhofseigentümer" genannt.

§ 3
Verwaltung des Friedhofes
Die VerwaTt-un~g--ünd Beaufsichtigung des Friedhofes und des Beerdigungs
wesens obliegt der Gsmeindeverwaltung Boostedt, im folgenden
"Friedhofsverwaltung" genannt.

§ 4
Zweckbestimmung
(l) Der Friedhof dient der Beisetzung aller Personen, die bei ihrem
Tode in Boostedt ihren Wohnsitz hatten oder ein Recht auf Beisetzung
in einer bestimmten Grabstätte besitzen. Für andere Personen bedarf es
der besonderen Erlaubnis der Friedhofsvsrwaltung.
(2) üer Friedhof ist ein Waldfriedhof und soll nach seiner Belegung
seine Eigenart als solcher behalten.

§ 5
Außerdienststellung und Entwidmung
(l) Über die Außerdienst Stellung und Entwidmung des Friedhofes sowie
einzelner Friedhofsteile entscheidet die Gemeindevertretung.
(2) Nach Anordnung der Außerdienststellung dürfen Bestattungen nicht
mehr vorgenommen werden. Soweit dadurch das Nutzungsrecht vorzeitig
erlischt, hat der Grabberechtigte Anspruch auf Zuweisung einer anderen
gleichartigen Grabstätte für die restliche Nutzungszeit sowie ggf. auf
kostenfreie Umbettung eines bereits Bestatteten. Der Umbettungstermin
soll den Berechtigten möglichst einen Monat vorher mitgeteilt werden.
(3) Das gleiche gilt, wenn aus anderem zwingenden öffentlichen
Interesse die Einziehung einzelner Grabstätten angeordnet wird.
(4) Die Ersatzgrabstätte nach Absatz 2 und 3 ist auf Kosten des Ver-
ursachers in angemessener Weise anzulegen.

(5) Die Außerdienststellung, Entwidmung und Einziehung sind öffent-
lich bekanntzumachen. Bei h/ahlgrabstätten ist außerdem der
Berechtigte, sofern seine Anschrift bekannt ist, schriftlich zu be-
nachrichtigen.
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II. Ordnungsvorschriften

§ 6
Öffnungszeiten
(l) Der FriedTiof ist während der an den Eingängen bekanntgegebenen
Zeiten für den Besuch geöffnet.
(2) Aus besonderem Anlaß kann das Betreten aller oder einzelner
Friedhofsteile vorübergehend untersagt werden.

§ 7
Verhalten auf dem Friedhof
(l) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes angemessen
zu verhalten.
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art -ausgenommen sind Kinderwagen,

Rollstühle, Handwagen und die von den Gewerbetreibenden benötigten
Fahrzeuge sowie PKW s und Fahrräder mit Sondergenehmigung- zu be-
fahren,

b) Waren aller Art (auch Kränze und Blumen)und gewerbliche
Dienste anzubieten, auch nicht durch Anbringen von Firmenschilder i

c) an Sonn- und Feiertagen Arbeiten auszuführen,
d) in der Nähe von Bestattungsfeiern störende Arbeiten zu ver-

richten,
e) Druckschriften zu verteilen,
f) Abraum außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern,
g) fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb der Wege

zu betreten, zu beschädigen oder zu verunreinigen,
h) zu lärmen und zu spielen,
i) Hunde unangeleint oder sonstige Tiere mitzubringen,
j) die Wasserentnahme zu anderen Zwecken als zur Grabpflege.
Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem
Zweck des Friedhofes und seiner Ordnung vereinbar sind.
(3) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
(4) Die Friedhofsverwaltung kann weitere Regelungen für die Ordnung
auf dem Friedhof erlassen.
(5) Die Anordnungen des Friedhofs Personals sind zu befolgen. Die
Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofssatzung wiederholt
zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofes untersagen.

§ 8
Gewerbliche Arbeiten
~(iY AUf dem FnedKof dürfen nur solche gewerblichen Arbeiten ausge-
führt werden, die dem Zweck des Friedhofes dienen.
(2) Gewerbetreibende bedürfen für ihre gewerbliche Tätigkeit auf dem
Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. In
der Zulassung ist Art und Umfang der Tätigkeiten festgelegt. Die Zu-
lassung ist zu erteilen, wenn der Gewerbetreibende den Nachweis über
seine fachliche Qualifikation erbringt.
(3) Die Zulassung kann durch schriftlichen Bescheid der Friedhofsver-
waltung widerrufen werden, wenn der Gewerbetreibende trotz wieder'
holter Mahnung gegen die für den Friedhof geltenden Bestimmungen ver-
stoßen hat oder die Voraussetzungen für die Erteilung der Zulassung
entfallen sind.
(4) Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre
Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof
verursachen.
(5) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf dem Friedhof nur während der von
der Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten durchgeführt werden.
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 9
Anmeldung der Bestattung
(l) Bestattungen sind" unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen
Unterlagen -Erdbestattung = Sterbeurkunde; Urnenbeisetzung außerdem
Einäscherungsurkunde- rechtzeitig anzumelden.
Wird eine Bestattung in einer vorzeitig erworbenen Wahlgrabstätte be-
antragt, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.
(2) Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit den Beteiligten
Ort und Zeit der Bestattung fest.

§ 10
Särge
(l) Die Särge müssen fest gefügt und gut abgedichtet sein. Sie dürfen
weder aus schwervergänglichen Stoffen hergestellt noch damit ausge-
legt sein.
(2) Die Sarge sollen höchstens 2,05 m lang, im Mittelmaß 0,68 m hoch
und 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die Zustimmung der Fried'
hofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

§ 11
Ruhezeit
Die allgemeine Ruhezeit beträgt 25 Jahre.

§ 12
Ausheben der Gräber
(l) Die Gräber werden von Beauftragten der Friedhofsverwaltung ausge'
hoben und wieder zugefüllt.
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche
-ohne Grabhügel- bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis
zur Oberkante der Urne mindestens 0.50 m.
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens
0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

§ 13
Umbettungen und Ausgrabungen
(l) Die Ruhe der Toten soll grundsätzlich nicht gestört werden.
(2) Bei Vorliegen eines berechtigten Grundes kann die Friedhofsver-
waltung -wenn Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen-
einem Umbettungsantrag zustimmen. Ein Rechtsanspruch auf eine
Um-bettung besteht nicht. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in
eine andere Reihengrabstätte des gleichen Friedhofes sind stets
unzulässig.
(3) Antragsberechtigt bei Umbettungen aus Reihengrabstätten sind der
Ehegatte und die Verwandten l. Grades, bei Umbettung aus Wahlgrab-
Stätten der jeweilige Nutzungsberechtigte.
Die Kosten für die Umbettung und für die Wiederinstandsetzung der
dadurch beschädigten Nachbargrabstätten und Anlagen hat der Antrag-
steiler zu tragen.
(4) Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses können Leichen
oder Aschen in ein anderes Grab gleicher Art umgebettet werden. Die
Nutzungsberechtigten sollen vorher gehört werden.
(5) Der Ablauf der Ruhe" und Nutzungszeit wird durch eine Um-
bettung nicht unterbrochen oder gehemmt .



-4-

(6) Bei Wiederbelegung nach Ablauf der Ruhezeit können noch vor-
handene Leichen- oder Aschereste in dem betreffenden Grab unter der
Grabsohle erneut beigesetzt werden. Mit Zustimmung der Friedhofsver-
waltung können sie auch in belegte Grabstätten umgebettet werden.
(7) Grabmale und Pflanzen können mit Genehmigung der
Friedhofsverwaltung umgesetzt werden, wenn Gestaltungs
bestimmungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.
(8) Leichen und Aschen zu anderen als Umbettungszwecken wieder auszu'
graben, bedarf behördlicher oder richterlicher Anordnung.

IV. Grabstätten

§ 14
Allgemeines
(l) Die Grabstätte bleibt Eigentum der Gemeinde Boostedt. An ihr
werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser
Satzung verliehen.
(2) Rechte an einer Grabstätte werden nur im Todesfall verliehen.
Bei Wahlgräbern kann die Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulassen.
(3) Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechtr
an Grabstätten in bestimmter Lage sowie auf Unveranderlichkeit der
Umgebung besteht nicht.
(4) Die Grabstätten können bei Bedarf angelegt werden als
a) Reihengrabstätten
b) lAfahlgrabstätten
c) Urnenreihengrabstatten
d) Urnenwahlgrabstätten
e) anonymes Urnengrabfeld
f) Rasengrabfeld
(5) Die Grabbreiten haben mindestens folgende Maße:
a) Reihengrabstätten

für Verstorbene bis 5 Jahren
Länge 1,20 m, Breite 0,60 m, v./
für Verstorbene über 5 Jahre
Länge 2,20 m, Breite 1,00 m.

b) Wahlgrabstätten
Länge 2,20 m, Breite 1,00 m. v/

c) Urnenreihengrabstätten
Länge 1,00 m, Breite 1,00 m ;./

d) Urnenwahlgrabstätten,Länge 1,50 m, Breite 1,50 m
Im übrigen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßgebend.

§ 15
Reihengrabstätten
(l) Reihengribstitten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, die im
Todesfall der Reihe nach einzeln für die Dauer der Ruhezeit vergeben
werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden.
(2) Es werden eingerichtet:
Reihengräber für Verstorbene bis zu 5 Jahren,
Reihengraber für Verstorbene über 5 Jahre.
(3) Über die Wiederbelegung der Reihengräber, deren Ruhe fr i st abge-
laufen ist, entscheidet die Friedhofsverwaltung . Das Abräumen von
Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird 6 Monate vor Ablauf der Ruhe'
zeit durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekanntge-
macht.

§ 16
Wahlgrabstätten
(l) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen und
werden nur mit zwei oder mehreren Grabbreiten vergeben.
(2) Das Nutzungsrecht wird durch Ausstellung einer Urkunde verliehen.
Die Urkunde wird nach Zahlung der festgesetzten Gebühr ausgehändigt.
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(3) In jeder Grabbreite darf nur eine Leiche beigesetzt werden. In
Ausnahmefallen kann ein Kindersarg bis zu einer Länge von 100 cm zu
sätzlich beigesetzt werden.
(4) In einer Wahlgrabstatte dürfen der Nutzungsberechtigte und mit
seiner Zustimmung seine Angehörigen beigesetzt werden.
Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmung gelten:
a) der hegatte oder Lebensgefahrte
b) Verwandte auf- und absteigender Linie, Geschwister und Geschwister'

kinder sowie adoptierte Kinder und Stiefkinder
c) die Ehegatten der unter b) genannten Personen.
(5) Die Beisetzung anderer Personen bedarf der Zustimmung des Grab-
nutzungsberechtigten und der Friedhofsverwaltung.

§ 17
Nutzungsdauer der l^ahlgrabstätten
(l) Die Dauer des Nutzungsrechts beträgt 25 Jahre, beginnend mit
dem Tag der Zuweisung. Das Recht kann auf Antrag für die gesamte Grab'
stätte oder, wenn die Möglichkeit einer Teilung geg.eben ist, für
mindestens 2 Grabbreiten gegen Zahlung der in der Gebührenordnung
vorgesehenen Gebühr wiedererworben werden. Wird das Recht nicht
wiedererworben, so erlischt es mit Ablauf der Nutzungszeit.
(2) Der Nutzungsberechtigte hat selbst für einen rechtzeitigen Wieder'
erwerb zu sorgen. Der Ablauf der Nutzungszeit wird 6 Monate vorher
durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte bekanntgemacht.
(3) Überschreitet bei einer Beisetzung die Ruhezeit die Dauer des
laufenden Nutzungsrechts, so ist das Nutzungsrecht entsprechend zu
verlängern, und zwar für alle Grabbreiten. Die Gebühren richten sich
nach der jeweiligen Gebührenordnung.

§ 18
Übertragung und Vererbung von Wahlgrabstätten
(l) Das Nutzungsrecht an Iftfahlgrabstatten kann zu Lebzeiten des Be.
rechtigten auf einen Angehörigen im Sinne von § 16 übertragen werden.
Die Übertragung auf andere Personen bedarf der Zustimmung der Fried
hofsverwaltung.
(2) Stirbt der Nutzungsberechtigte, so geht das Nutzungsrecht auf den
Erben über. Wenn mehrere Erben vorhanden sind, bestimmt sich der Vor-
rang des einen vor dem anderen nach der in § 16 genannten Reihenfolge,
falls sich die Erben nicht anders einigen. Können sich gleichrangige
Angehörige nicht einigen, so kann die Friedhofsverwaltung den neuen
Berechtigten bestimmen.
(3) Die Rechtsnachfolge gemäß Abs. 2 kann der Nutzungsberechtigte
dadurch ändern, daß er das Nutzungsrecht für den Fall seines Ablebens
einem Nachfolger durch Vertrag überträgt. Die Übertragung bedarf der
Bestätigung der Friedhofsverwaltung.
(4) Der neue Berechtigte hat innerhalb von 6 Monaten nach dem Rechts"
Übergang die Umschreibung auf seinen Namen unter Vorlage urkundlicher
Nachweise zu beantragen. Zwischen Ehegatten bedarf es keiner Um-
schreibung. Die Umschreibung kann versagt werden, wenn der Rechtsüber-
gang nicht hinreichend nachgewiesen ist. Solange der Übergang nicht
anerkannt ist, sind Bestattungen nicht zulässig.
(5) Der neue Berechtigte im Sinne dieser Vorschrift hat die gleichen
Rechte wie sein Rechtsvorgänger.
(6) Angehörigen der Verstorbenen darf bei einem Wechsel des Be-
rechtigten der Zutritt zur Grabstätte oder deren Pflege nicht ver-
wehrt werden. Die Gestaltung der Grabstätte steht ihnen jedoch nicht
zu.
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§ 19
Rückgabe von Wahlgrabstätten
(l) Das Nutzungsrecht an unüelegten Grabstätten kann jederzeit
an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist-

zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte
zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
(2) Ein Recht auf Erstattung der Nutzungsgebühr ist nicht gegeben.,

§ 20
Urnenreihengrabstätten , Urnenwahlgrabstatten\_,_ anonymes Urnengrabfeld
sowie Rasengrabfeld
(l) Umenreihengrabstätten und Grabstätten auf dem anonymen
Ltrnengrabfeld und dem Rasengrabfeld sind Grabstätten, die der Reihe
nach belegt und erst im Todesfälle für die Dauer der Ruhezeit zur
Beisetzung einer Asche vergeben werden.
(2) Urnenwahlgrabstätten sind Sondergräber, an denen auf Antrag ein
Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit verliehen wird. Es werden
Urnenwahlgrabstätten angelegt für mindestens 2 u. höchstens 4
Urnen.Die §§ 17 bis 19 finden für Urnenwahlgrabstätten entsprechende
Anwendung.

(3) Die anonyme Urnenbeisetzung findet in einer geschlossenen Gemein-
schaftsanlage (Rasenlichtung) ohne Beisein von Angehörigen statt.
Der Beisetzungsort wird den Angehörigen nicht bekanntgegeben. Ein
Grabstein kann nicht gesetzt werden, ebenso ist keine besondere Be-
Pflanzung möglich.
(4) Erdbeisetzungen auf dem Rasengrabfeld können anonym erfolgen. Die
Bestimmungen des Abs. 3 finden entsprechende Anwendung.
Bei Nutzung als nicht anonymes Reihengrab ist eine Namensplatte
zulässig in einer Größe DIN A 3.
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt,
gelten für Umengrabstätten die Vorschriften für Reihengrabstätten
bzw. Wahlgrabstätten entsprechend.
(6) In belegten Wahlgrabstätten können gegen Zahlung
einer zusätzlichen Bestattungsgebühr bis 2 Urnen je Grabbreite beige'
setzt werden.

V. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 21
Genehmigung von Grabmalen
TlT~E^ie Errichtung uncT^Teränderung von Grabmalen bedarf der vor-
herigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Sie ist vor
Anfertigung oder Veränderung des Grabmals zu beantragen. Der Antrag
ist durch den Nutzungsberechtigten oder seinen Bevollmächtigten zu
stellen.

(2) Die Anträge sind in zweifacher Ausfertigung mit folgendem Inhalt
einzureichen:
a) Grabmalentwurf mit Grundriß und Seitenansicht im Maßstab l : 10

unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung sowie der
Fundamentierung,

b) Einzeichnung der Inschrift, der Ornamente und der Symbole unter
Angabe der Form und Anordnung des Materials sowie seiner Be'
arbeitung.

(3) Die Errichtung, Aufstellung und Veränderung aller sonstigen bau-
lichen Anlagen, Einfriedigungen, Bänke und provisorischer Tafeln be-
darf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofs-
Verwaltung. Die Absätze l und 2 gelten entsprechend.
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bau-
liche Anlage nicht binnen 2 Jahren nach der Zustimmung errichtet
worden ist.
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§ 22
Fundamentierung und Befestigung von Grabmalen
Aufrecht stehende Grabmale sind so zu fundamentieren und auf dem
Fundament so zu befestigen, daß sie dauerhaft standsicher sind und
auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken
können. Für die Fundamentierung und Befestigung der Grabmale sind die
"Richtlinien für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmalen
des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz
bildhauerhandwerks" zu beachten.

§ 23
Form, Maße und ^lerkstoff der Grabmäler
(l) Das Grabmal muß in Form und Werkstoff handwerklich gut gestaltet
sein und sich harmonisch in das angestrebte Gesamtbild des Friedhofes
einordnen. Es muß den Größenverhältnissen der Grabstätte entsprechen
und sich der Umgebung anpassen. Auch kleine Grabmale müssen diesen
Forderungen genügen.
(2) Grabmale dürfen nur aus Naturstein, Holz, Schmiedeeisen sowie
geschmiedeter oder gegossener Bronze bestehen.
(3) Beton, Terazzo, Gips, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, Licht -
bilder, Farbanstriche -soweit sie nicht zur Erhaltung von Holz dienen
sind nicht zu verwenden.
(4) Schriften, Ornamente und Symbole dürfen vertieft öde rer haben aus
demselben Material wie das Grabmal hergestellt werden.
Bronze, Blei und Aluminium sind nur im natürlichen matten Ton zuge
lassen.
(5) Steinbänke und andere Gegenstände müssen -soweit sie überhaupt
zugelassen sind- in Bezug auf den Werkstoff mit dem Grabmal und der
Grabanlage in Einklang stehen.

§ 24
Unterhaltung
(iy Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in
gutem und verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich und haft
bar für alle Schäden, die durch Verletzung dieser Pflicht entstehen,
ist bei Reihengrabstätten der Auftraggeber des Grabmals, bei Wahlgrab-
Stätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Weitergehende
Haftungs-pflichten bleiben unberührt.
(2) Mängel hat der Veranwortliche unverzüglich beseitigen zu lassen.
Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung die Anlage auf
Kosten des Verantwortlichen in Stands etzen oder beseitigen lassen.
Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhält der Verantwortliche
vorher eine Aufforderung. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne
weiteres zu ermitteln, so ist er hierauf durch ein Schild auf der
Grabstätte oder durch ortsübliche Bekanntmachung hinzuweisen.
(3) Bei unmittelbarer Gefahr ist die Friedhofs Verwaltung berechtigt,
ohne vorherige Aufforderung an den Verantwortlichen das Grabmal umzu'
legen oder andere geeignete Maßnahmen durchzuführen. Der Verantwort-
liche erhält danach eine Aufforderung, die Grabstätte oder das Grab
mal wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht
dies nicht, so kann die FriedhofsVerwaltung die notwendigen Arbeiten
auf Kosten des Verantwortlichen durchführen oder das Grabmal ent-
fernen lassen.

§ 25
Entfernung von Grabmalen
TI}- Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf des
Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung
entfernt werden.



(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen
baulichen Anlagen zu entfernen. Sind die Grabmale oder die sonstigen
baulichen Anlagen nicht innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhe-
zeit bzw. des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie entschädigungslos
in die Verfügungsgewalt der Friedhofsverwaltung.

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten

§ 26
Gärtnerische Anlage und Unterhaltung der Grabstätten
(l)Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind bei Reih engrabstätten
die Angehörigen, bei Wahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte
verpflichtet. Sie können entweder die Grabstätte selbst anlegen und
pflegen oder einen zugelassenen Friedhofsgärtner damit beauftragen.
Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf des Nutzungsrechts.
(2) Die Grabstätten müssen spätestens 6 Monate nach der Belegung oder
nach dem Erwerb des Nutzungsrechts würdig hergerichtet und angelegt
sein. Bis zum Ablauf der Ruhefrist sind sie ordnungsgemäß instand-
zuhalten.

(3) Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu bepflanzen, durch die
benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt
werden. -Alle Bäume und Straucher werden mit der Anpflanzung Kraft
Gesetzes Eigentum des Friedhofseigentümers. Sie dürfen nur mit Zu"
Stimmung der Friedhofsverwaltung verändert oder beseitigt werden.
Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde oder absterbende
Hecken, Bäume und Str auch er zu beschneiden oder zu beseitigen.
(4) Grabbeete dürfen nicht über 20 cm hoch sein.
(5) Grabvasen sind in die Erde einzulassen. Die Verwendung von Blech-
dosen, Einkochgläsem, Flaschen o. ä. für die Aufnahme von Schnitt-
blumen ist nicht gestattet.
Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen
und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.

§ 27
Verwendung von Kunststoffen
Die Verwendung von Kunststoffkranzunterlagen, Kunststoffgebinden,
Plastikblumen usw. auf dem Friedhof als Grabschmuck oder zu Trauer"
feiern ist nicht statthaft.

§ 28
Venachlässigung
(l) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig angelegt oder
gepflegt, so ist der Verantwortliche (§ 26 Abs. l) zur Beseitigung
der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich aufzu-
fordern. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht zu er-
mitteln, genügt ein auf 3 Monate befristeter Hinweis auf der Grab-
Stätte. Wird die Aufforderung nicht befolgt, können Reihengrabstätten
von der Friedhofsverwaltung kostenpflichtig abgeräumt, eingeebnet
und begrünt werden. Bei Inlahlgrabstätten kann die Friedhofsverwaltung
statt dessen die Grabstätte auf Kosten des Nutzungsberechtigten in
Ordnung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung ent-
ziehen.
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(2) Vor den Entzug des Nutzungsrechts ist der Nutzungsberechticjtß noch
einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte unverzüglich in
Ordnung zu bringen; ist er nicht bekannt oder zu ermitteln , hat eine
entsprechende Öffentliche Bßkanntmschung sowie ein erneuter auf 3
Monate befristeter Hinweis auf der Grabstätte zu erfolgen. Der Ver
snwortliche ist in der Aufforderung und der öffentlichen Oekannt-
machung auf die ihn treffenden Rechtsfolgen der Abs. l und 3 aufmerk-
sam zu machen. In dem Entziehungsbescheid ist darauf hinzuweisen, daß
das Grabmal und sonstige bauliche Anlagen entschädigungslos in die
Verfügungsgewalt des Friedhofseigentümers fallen.
(3) Bei Entziehung von Nutzungsrechten gemäß Abs. 2 können Leichen
oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts
wegen in Reihengrabstätten umgebettet werden.
(4) Bei ordnungswidrioem Grabschmuck gilt Abs. l Satz l entsprechend.
Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht
bekannt oder nicht ahne weitures zu ermitteln, kann die Friedhofsver'
waltung den Grabschmuck entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht
zu einer Aufbewahrung des abgeräumten Materials verpflichtet.

VII Leichenhalle

g 29
Benutzung der Leichenhalle
(l) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme der Verstorbenen bis zur Be'
stattung. Sie darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung benutzt
und betreten werden.

(2) Sofern keine oesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken
bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen in geöffneten Sarg
sehen. Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn dsr
Trauerfeier crier der ßestattung endgültig zu schließen.
(3) Die Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankenheiten Ver-
storbene liegen, werden in der Leichenhalle verschlossen aufgestellt
Sie dürfen nur mit Genehnigung des zuständigen Gesundheitsantes vor'
übergehend nochmals geöffnet werden. Dasselbe gilt für verschlossene
Särge, die von auswärts kommen.

VIII. HaftunQ und Gebühren

ß 30
Haftung
Tl) Der^ Nutzungsberechtigte haftet für alle Schäden, die durch von ihm
errichtete Grabmale, Einfriedigungen und sonstige Anlagen entstehen.
Die Ersatzpflicht tritt jedoch nicht ein, wenn er nachweisen kann,
daß er zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorg-

falt beachtet hat.
(2) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von
Schäden, die durch fremde Personen und Tiere hurvorgerufen werden,
Vorkehrungen zu treffen. Sie haftet nicht für Schäden aller Art an den
Grabstätten, soweit die Schäden nicht durch Bedienstete der Gemeinde
schuldhgft verursacht worden sind.

§ 31
Gebühren
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden die
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensätzung erhoben.
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g 32
Listenführung
Es werden geführt:
s) Verzeichnisss der beigesetzten Verstorbenen nach laufender Nunrner

der verliehenen Uahl-, Reihen-, UrnenQraber.
b) Eine Mamenskartei der Beigesetzten sowie der Nutzungsberechtigten
c) Verzeichnis über Beisetzungsplätze für die anonymen Umencjräber.
d) Zeichnerische Unterlagen (Gesamtplan, Belegungsplan) .
e) Chronologische Register der bestatteten Personen.

Ita/ - — - - — ' T — ^f

§ 33
Schluß- und Uberganssbestimmungen
D~ie Friedhofsverwaltung wird ernachtigt, für das Verhalten auf. der^
Friedhof -insbesondere bei Beisetzungen- besondere Verhaltensv.or-
Schriften zu erlassen.

5 34
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt an Tage nach ihrer Öffentlichen Bekanntmachung
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friüdhofüordnung vom 12. Mai 1981
außer Kraft. Die vor Inkrafttreten dieser Satzung verliehenen Grab-
nutzuDüGrechte bleiben von dieser Neuregelung unberührt.
Boostedt, den 10. April 1990

-Bürgermeister-

Vj

<^)/^-

Ausgehängt am: 11. 04. 1990
Abzunehmen am: 26. 04. 1990

Abgenommen am: -^^ ^ /~- 'i^'^ß


